Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2680 


Fragen für die Fragestunden 
der Sitzungen des Deutschen Bundestages 


am Mittwoch, dem 13. Oktober 1971 
am Donnerstag, dem 14. Oktober 1971 
am Freitag, dem 15. Oktober 1971 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 15 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 17, 20*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 2, 20 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 3, 21 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen . . 4, 21 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 6, 22 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung . 6 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 8, 22 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 

Gesundheit 9, 23 *) 

Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr und für das Post- 

und Fernmeldewesen 10, 24 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Städtebau und Wohnungs- 
wesen 13 

Geschäftsbereich des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 26 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 14, 27 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 2 


Buchdruckerei P. Meier, 5205 St. Augustin 1, Buisdorf, Tel. (02241) 6 10 71 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (02229) 6 35 51 



Drucksache VI/2680 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1. Abgeordnete in welcher Weise hat die Bundesregierung 
Frau Lauterbach überprüft, ob die zwischen ihr und dem UNDP 

ausgehandelten Maßnahmen zum Schutze 
deutscher Entwicklungshelfer von den betref- 
fenden Organisationen und deutschen Vertre- 
tungen in Entwicklungsländern durchgeführt 
werden, und zu welchem Ergebnis hat diese 
Überprüfung geführt? 

2. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Frau Lauterbach rung, für ihre im Einsatz befindlichen Ent- 
wicklungsexperten pauschal eine Hausrats- 
versicherung abzuschließen, um ihnen damit 
— vergleichbar den UNDP-Experten — mehr 
Schulz und Unterstützung gegebenenfalls bei 
Regreßansprüchen zu gewähren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Kann die Bundesregierung entsprechend ihren 
Dr. Artzinger seinerzeitigen Äußerungen bei Behandlung 

des Gesetzentwurfs zur Verringerung des 
Bleigehalts im Benzin in den zuständigen 
Ausschüssen noch annehmen, daß sie nicht mit 
einer Klage beim Europäischen Gerichtshof zu 
rechnen brauche, nachdem das zuständige Mit- 
glied der Europäischen Kommission in einer 
Pressekonferenz geäußert hat, daß die Kom- 
mission alle ihr zur Verfügung stehenden 
Instrumente gegen dieses Gesetz benutzen 
werde? 

4. Abgeordneter Wie konnte dieses Mißverständnis entstehen? 

Dr. Artzinger 

5. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt wird nach Auffassung 

Dr. Schmitt- der Bundesregierung die in ihrer Antwort 

Vockenhausen vom 23. September 1971 auf meine Mündliche 

Anfrage vom 23. August 1971 vorgesehene 
Einrichtung einer Datenbank erfolgen? 

6. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Schmitt- die Schaffung einer solchen Einrichtung auf 

Vockenhausen internationaler Ebene anzuregen? 
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7. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


8. Abgeordneter 

Picard 


9. Abgeordneter 

Picard 


10. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


11. Abgeordneter 

Härzschel 


Halt die Bundesregierung die bisherigen ge- 
setzlichen Vorschriften für ausreichend, um die 
Behinderung der Polizei, des Roten Kreuzes 
und anderer Hilfsorganisationen durch Schau- 
lustige an Orten von Verkehrsunfällen, Un- 
glücksfällen und strafbaren Handlungen ab- 
zustellen, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls zu tun, um solche Miß- 
stände wirksam zu bekämpfen? 

Kann die Bundesregierung die in einem Arti- 
kel der PZ Nr. 3 1971, herausgegeben von der 
Bundeszentrale für politische Bildung, unter 
der Überschrift „Geh'n wir klau’n am Wochen- 
ende" enthaltenen Zalilen konkretisieren, daß 
die Diebstahlskriminalitdt bei Männern „in 
den letzten Jahren" nur um 4 bis 6^/o zuge- 
nommen habe, während sie im gleichen Zeit- 
raum bei den Frauen um 80 ^*/ü gestiegen sei? 

Halt die Bundesregierung die im gleichen 
Artikel gemachte Aussage für gerechtfertigt 
— gegebenenfalls durch welche Feststellun- 
gen — , daß sich unter den Frauen über 40 
Jahren, die nicht nur wie die Raben sondern 
^'ie die Elstern klauten, sogar Damen der 
„besten Kreise" verbergen, „die aber — wenn 
erwischt und vor Gericht gestellt — als psy- 
diisch gestört freigesprochen werden"? 

Kann die Bundesregierung die in der „Welt" 
vom 4. Oktobei 1971 wiedergegebene Be- 
hauptung der ,.New York Times" als falsch 
zurückweisen, daß der Botschaftsrat für politi- 
sche Angelegenheiten bei der Botschaft der 
UdSSR, Iwan S. Saizew, sowjetischer Geheim- 
dienstchef für die Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Botschaftsrat für kulturelle An- 
gelegenheiten, German 1. Wladimirow, sein 
Stellvertreter ist, und was gedenkt die Bun- 
desregierung bejahendenfalls zu tun? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß noch 
eine große Zahl von Anträgen für Aufbaudar- 
lehen nach dem LAG vorliegt, und ist die 
Bundesregierung bereit, die zum 31. Dezember 
1971 auslaufende Regelung für weitere zwei 
Jahre zu verlängern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


12. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


Sieht es die Bundesregierung im Anschluß 
an ihre Antwort vom 7. Juli 1971 auf die 
Frage 41 (Drucksache VI/2492) als zulässig an, 
wenn ein Aktionär die Verweigerung der 
Entlastung des Vorstands oder Aufsichtsrats 
einer Kapitalgesellschaft beantragt, weil im 
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Geschäftsjahr Geschäfte getätigt worden sind, 
die nach Auffassung dieses Aktionärs aus 
politischen Gründen nicht hätten vorgenom- 
men werden sollen? 

Hält es die Bundesregierung für zulässig, 
einen Aktionär unter Berufung auf das Haus- 
recht des Leiters der Hauptversammlung dar- 
an zu hindern, auch eine politische Begrün- 
dung für seinen Antrag auf Verweigerung der 
Entlastung vorzutragen, wenn dies in äußer- 
lich gehöriger Form geschieht? 

14. Abgeordneter Hat die Bundesregierung eine Übersicht über 

Dr. Finger die Härten, die bei einer fahrlässigen Eigen- 

tums- oder Gesundheitsverletzung infolge des 
Fehlens einer allgemeinen Haftpflichtversiche- 
rung für den Geschädigten oder den Schädi- 
ger eintreten können? 

15. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für erforderlich, 

Dr. Finger die auftretenden Härten durch die Einführung 

einer allgemeinen Haftpflicht zu beseitigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 

16. Abgeordneter Hält die Bundesregierung in Ergänzung des 

Dr. Mende Zonenrandförderunggesetzes eine bessere ver- 

kehrsmäßige Erschließung des Zonenrandge- 
biets für erforderlich, um der von den DDR- 
Organen propagierten „völligen'' Abgrenzung 
zu begegnen? 

17. Abgeordneter Kann die Bundesregierung angeben, ob im 

Bittelmann Jahre 1970 in einzelnen Wirtschaftsbereichen 

die Wertschöpfung und damit das Einkommen 
ähnlich wie im Wirtschaftsbereich Landwirt- 
schaft um 900 Millionen DM oder mehr als 
5Vo gegenüber dem Jahre 1969 zurückgegan- 
gen ist? 

18. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben darüber 

Bittelmann machen, wie im Jahre 1970 sich das Pro-Kopf- 

Einkommen in der Landwirtschaft und in ande- 
ren einzelnen Wirtschaftsbereichen entwickelt 
hat? 

19. Abgeordneter Hat die Freigabe des Wechselkurses für die 

Dichgans Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 

bessere Erfolge bewirkt als die Wechselkurs- 
spaltung für die französische Wirtschaft, und 
in welcher Weise zeigen sich diese positiven 
Auswirkungen? 


13. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 
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20. Abgeordneter Halt es die Bundesregierung für eine Drama- 

Leicht tisierung und Panikmache, wie ihr Sprecher 

Ahlers gesagt hat, wenn die Opposition auf 
die katastrophale Preis- und Wirtschaftsent- 
wicklung hinweist, nachdem der Index für die 
Lebenshaltungskosten sich im August 1971 
gegenüber dem Vorjahr um 5,4Vo erhöht hat 
und nachdem die Bundesregierung selbst 
mehrfach gesagt hat, daß es bei 4®/o ernst 
werde? 

21. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Kritik der 

Vogt Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände 

an der Praxis der Versicherungsunternehmen 
zu, die die Versicherungssumme bei Haus- 
ratsversicherungen auch dann erhöhen, wenn 
der Versicherte ein entsprechendes Angebot 
nicht beantwortet hat, weil es in dem Angebot 
heißt, „wenn Sie sich innerhalb von sechs 
Wochen zu diesen Vorschlägen nicht äußern, 
gehen wir davon aus, daß Sie unserem Vor- 
schlag zustimmen werden"? 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 

Vogt dem Vorschlag der AGV auf das Bundesauf- 

sichtsamt für das Versicherungs- und Bau- 
sparwesen, das dieses Verfahren genehmigt 
hat, dahin gehend einzuwirken, daß eine For- 
mulierung in das Angebot der Versicherer 
aufgenommen wird, daß der Vertrag in seiner 
bisherigen Form bestehen bleibt, wenn sich 
der Versicherungsnehmer zu dem Angebot 
nicht äußert? 

23. Abgeordneter Aus welchen Gründen wurden die Pläne auf 

Weigl Unterbringung des Gesamtdeutschen Instituts 

im Gebäude des früheren Reichsversiche- 
rungsamts in Berlin aufgegeben? 

24. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Neubaupläne für das 

Weigl Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung in 

Berlin ebenfalls zu den Akten gelegt wurden? 

25. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in der Debatte 

Ruf zum Sozialbericht 1971 (135. Sitzung vom 

23. September 1971) und in der Debatte zur 
Öffnung der gesetzlichen Rentenversicherung 
für Selbständige (139. Sitzung vom 1. Oktober 
1971) geäußerte Ansicht, daß laut Berechnun- 
gen des Bundesfinanzministeriums der Steuer- 
ausfall nach Artikel 4 des CDU/CSU-Entwurfs 
eines Gesetzes über die Öffnung der gesetz- 
lichen Rentenversicherung für Selbständige 
(Drucksache VI/2153) 330 Millionen DM be- 
tragen soll, auch unter Berücksichtigung der 
Tatsache, daß nach diesem Gesetzentwurf eine 
Anrechnung auf den bereits bestehenden Vor- 
wegabzugsbetrag erfolgen soll? 
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26. Abgeordneter Ist bei der Berechnung des Steuerausfalls 
Ruf nach Artikel 4 des CDU/CSU-Entwurfs zur 

Öffnung der Rentenversicherung für Selbstän- 
dige für die Finanzplanung des Bundes von 
1972 bis 1975, der in den obengenannten De- 
batten mit 1360 Millionen DM beziffert wurde, 
noch berücksichtigt, daß nur ein Teil des 
Steuerausfalls auf den Bund entfällt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


27. Abgeordneter Wie sieht die von der Kommission dem 

Löffler Ministerrat vorgeschlagene Berechnungsme- 

thode aus, nach der zukünftig in Brüssel die 
Agrarpreise festgelegt werden sollen? 

28. Abgeordneter Wie würde sich das Einkommen in den ein- 

Löffler zelnen Bereichen der deutschen Landwirt- 

schaft bei Anv/endung dieser Berechnungs- 
methode verbessern? 

29 . Abgeordneter Ist die Bundesregierung sich bewußt, daß bei 

Kiechle ihren zur Entwicklung des Pro-Kopf-Einkom- 

mens in der Landwirtschaft für 1970 gemach- 
ten Angaben es sich für den einzelnen wirt- 
schaftenden landwirtschaftlichen Betrieb um 
Aussagen handelt, die für ihn nur statisti- 
schen, jedoch nicht auf sein Einkommen bezo- 
genen Wert haben? 

30. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 

Niegel rung aus der vom Bundesernährungsministe- 

rium veröffentlichten Tatsache, daß im Win- 
tersemester 1970/71 3032 Landwirtschaftsstu- 
denten gegenüber 2602 im Jahre 1969/70 und 
2155 im Jahre 1968/69 ermittelt wurden, und 
ist die Bundesregierung im Zusammenwirken 
mit den Ländern bereit, die Landwirtschafts- 
studenten über die begrenzten Berufsmöglich- 
keiten unter Berücksichtigung der landwirt- 
schaftlichen Fachhochschulstudenten im land- 
und ernährungswirtschaftlichen Bereich auf- 
zuklären? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

31. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei An- 
Dr. Götz gestellten die mit einer Arbeitsbescheinigung 

belegten Beschäftigungszeiten im Vertrei- 
bungsgebiet gemäß § 16 des Fremdenrenten- 
gesetzes (FRG) bei der Rentenberechnung voll 
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angerechnet werden, während eine Arbeits- 
bescheinigung bei Arbeitern von den Trägern 
der Sozialversicherung nicht als Beschäfti- 
gungsnachweis anerkannt wird und entspre- 
chend ihre Rentenansprüche um “/12 gekürzt 
werden, obwohl beide Gruppen im Vertrei- 
bungsgebiet gleichermaßen nidit der indivi- 
duellen Beitragsentrichtung unterworfen wa- 
ren und sind? 

32. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung diese Un- 

Dr. Götz gleichbehandlung zu beseitigen und dem 

Wortlaut des § 16 FRG und dem Urteil des 
Bundessozialgerichts vom 17. März 1964 
--- 11/1 RA 216/62 — (BSGE 20,255) auch 
Geltung für die Arbeiter aus dem Vertrei- 
bungsgebiet zu verschaffen? 

33. Abgeordneter Welche Ergebnisse bzw. Zwischenergebnisse 

Schedl einer von ihr zugesagten Untersuchung liegen 

der Bundesregierung vor in der Frage der 
Kostenbelastung der deutschen Wirtschaft, ins- 
besondere der mittelständischen Wirtschaft, 
auf dem Gebiet der Berufsausbildung und der 
Berufsfortbildung? 

34. Abgeordneter Stellt es nach Auffassung der Bundesregie- 

Pawelczyk rung nicht eine soziale Härte dar, daß bei- 

spielsweise ein 100% erwerbsunfähiges mon- 
goloides Kind, das eine beschützende Werk- 
statt besucht, nicht in den berechtigten Per- 
sonenkreis nach dem Gesetz über die unent- 
geltliche Beförderung von Kriegs- und Wehr- 
dienstbeschädigten sowie von anderen Behin- 
derten im Nahverkehr von 27. August 1965 
einbezogen ist? 

35. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deut- 

Pawelczyk sehen Bundestag eine Gesetzesnovelle vorzu- 

legen mit dem Ziel, den Kreis der Anspruchs- 
berechtigten auf alle Schwerstbehinderten aus- 
zudehnen? 

36. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bereits Mittel be- 

Dr. Schober reitgestellt und Maßnahmen eingeleitet zur 

Durchführung der am 30. April 1971 beschlos- 
senen Sozialenquete für freie Bühnendarstel- 
ler, Musikerzieher, Musikinterpreten, Journa- 
listen, Bildjournalisten und ständige freie 
Mitarbeiter der Rundfunk- und Fernsehan- 
stalten? 

37. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, Auskunft 

Dr. Sdiober zu geben über den Stand der Sozialenquete 

(Drucksache VI/467), insbesondere soweit sie 
sich auf Komponisten und bildende Künstler 
bezieht? 
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38. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


39. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


40. Abgeordneter 

Josten 


41. Abgeordneter 

Varelmann 


42. Abgeordneter 

Varelmann 


43. Abgeordneter 
Ziegler 


44. Abgeordneter 

Ziegler 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang von der Möglichkeit zu kostenlosen 
Vorsorgeuntersuchungen Gebrauch gemacht 
wird, und hält es die Bundesregierung im 
Hinblick auf erwartete, aber nicht ausgenutzte 
Kapazitäten für sinnvoll, die vorhandenen 
Altersgrenzen bei kostenlosen Vorsorgeunter- 
suchungen zu beseitigen, um allen eventuell 
Betroffenen die Möglichkeit zur Früherken- 
nung durch kostenlose Untersuchung zu schaf- 
fen? 

Entsprechen Meldungen den Tatsachen, daß 
Ersatzdienstleistende im Gegensatz zu Wehr- 
dienstleistenden, vom Bundesverwaltungsamt 
in Köln keinen Sonderurlaub für politische 
Bildung erhalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Gesetzes- 
änderung auszuarbeiten, durch die auch Kin- 
der und Jugendliche in ihrer Freizeit gegen 
Unfallschäden versichert werden? 

ist der Bundesregierung entgangen, daß sie 
bei ihren Plänen zur Reform der Rentenver- 
sicherung dem jetzigen Kreis der Rentner 
keine bedeutsame Änderung in ihrer Lebens- 
situation bringen wird? 

Hat die Bundesregierung festgestellt, daß ihre 
Pläne bezüglich Kleinstrentner diesem Per- 
sonenkreis keine Hilfe bietet, insbesondere 
weil die große Zahl der unzureichenden Wit- 
wenrenten gar nicht oder nur kaum betroffen 
wird? 

Teilt die Bundesregierung die auf dem Ge- 
werkschaftskongreß der Gewerkschaft Textil- 
Bekleidung geäußerte Ansicht, das Tarifver- 
tragsgesetz sei so zu ändern, daß die Gewerk- 
schaften künftig Leistungen ausschließlich für 
ihre Mitglieder vereinbaren können, und 
wurde damit die Absicht der Bundesregierung 
zutreffend interpretiert, wie sie Bundeskanz- 
ler Brandt mit seinem Versprechen in der 
Regierungserklärung angedeutet hat, die Ta- 
rifautonomie stärken zu wollen? 

W'ann beabsichtigt die Bundesregierung, dem 
Deutschen Bundestag eine entsprechende Än- 
derung des Tarifvertragsgesetzes vorzulegen, 
oder wie gedenkt die Bundesregierung, die 
Tarifautonomie entsprechend der Ankündi- 
gung des Bundeskanzlers zu stärken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


45. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Wie hoch ist der Wert der Leistungen der 
Bundeswehr für die Olympischen Spiele 1972 
in München zu veranschlagen? 
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46. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung zu treffen, um gerade die zu Haupt- 
Urlaubszeiten und an Wochenenden schon bei 
normalem Ausflugsverkehr bis an die Grenze 
ihrer Kapazität gefüllten Straßen nicht noch 
mehr durch militärische Transporte zu bela- 
sten? 


47. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Weshalb ist die Bundesregierung mit der 
Erfüllung ihrer gemäß § 8 des unter dem 
30. September 1968 vereinbarten Verwaltungs- 
abkommens über das wehrgeschichtliche Mu- 
seum in Rastatt mit dem Land Baden-Würt- 
temberg übernommenen Verpflichtung, die 
Kosten der Erstellung des wehrgeschichtlichen 
Museums in Rastatt zu tragen, in Verzug, 
sodaß die von Baden-Württemberg bereits 
seit vier Jahren in Angriff genommene In- 
standsetzung des Rastatter Schlosses nicht 
Zug um Zug mit der dringend erforderlichen 
Herrichtung des unentgeltlich darin unterge- 
brachten Museums fortgeführt werden kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Beermann nicht zuletzt infolge der Bedingungen des indu- 
striellen Zeitalters (z. B. Verkehrsgefährdung, 
Berufstätigkeit von Mann und Frau) die Zahl 
der seelisch gestörten Kinder im Steigen 
begriffen ist? 


49. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Errichtung von 
Dr. Beermann Erziehungsberatungsstellen in vermehrtem 
Umfang als bislang geschehen für notwendig, 
und welche Einflußmöglichkeiten hat sie, um 
auf die vermehrte Errichtung von Erziehungs- 
beratungsstellen einzuwirken? 


50. Abgeordneter Haben die Maßnahmen, die Bundesminister 
Dr. Kempfier Frau Strobel in der Fragestunde am 26. März 
1971 (Stenographischer Bericht über die 111. 
Sitzung, Anlage 8) gegen die Einfuhr von 
cyclamathaltigen amerikanischen Warenan- 
geboten in Aussicht gestellt hat, den er- 
wünschten Erfolg gezeitigt? 


51. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rung der Weltgesundheitsorganisation, daß in 
entwickelten Ländern die verbindliche Pok- 
kenschutzimpfung abgeschafft werden könnte, 
weil das Risiko einer Impfung größer sei als 
das einer Erkrankung ohne Impfung? 
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52. Abgeordneter Wodurch wurden die Bedenken der zuständi- 
Bay gen Lebensmittelüberwachungsbehörden ge- 

gen die umstrittene Einspritzung einer Lösung 
von Wasser, Kochsalz und Glutamat in das 
Bmstfleisch von Geflügel zerstreut, so daß 
nach einer Meldung der FAZ vom 14. Septem- 
ber 1971 nicht nur deutsche Geflügelschlachte- 
reien so behandeltes Geflügel auf den Markt 
bringen, sondern auch die niederländischen 
Schlachtereien erreichen wollen, daß sie die- 
ses Verfahren anwenden dürfen, mit welchem 
das Fleischgewicht durch Wasseranreicherung 
erhöht wird? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


53. Abgeordnete Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Frau Dr. Walz ursprünglich für den Deutschen Wetterdienst 

getroffene Arbeitsplatzbeschreibung, die den 
naturwissenschaftlich ausgebildeten und täti- 
gen Meteorologen gemäß der Tätigkeitsmerk- 
male mit dem Verwaltungsbeamten gleich- 
stellt, bei der rapiden Erkenntnisexpansion 
der Naturwissenschaften und den damit ein- 
hergehenden erhöhten Ausbildungsanforde- 
rungen heute noch gerechtfertigt ist? 

54. Abgeordneter Warum ist die Stadt Kassel trotz ihrer Bedeu- 

Dr. Mende tung in wirtschaftlicher Hinsicht und als Sitz 

des Bundesarbeitsgerichtes nicht in das Inter- 
city-System der Deutschen Bundesbahn einbe- 
zogen worden? 

55. Abgeordneter Welche praktischen Ergebnisse hat die zwi- 

Wagner sehen Deutscher Bundesbahn und Deutscher 

(Günzburg) Bundespost gebildete Omnibusgemeinschaft 

bis heute gezeigt? 

56. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Bedenken gegen die 

Becker Standortwahl für einen Großflughafen im 

(Nienberge) Raum Münster- Albersloh? 

57. Abgeordneter Ist es richtig, daß der Bundesminister der 

Berding Verteidigung gegen den Standort eines drit- 

ten nordrhein-westfälischen Großflughafens 
im Raum Münster-Hamm-Beckum nahe Dren- 
steinfurt Bedenken erhoben hat? 

58. Abgeordneter Wann ist der Bundesminister der Verteidigung 

Berding in die Vorarbeiten für die Planung eines neuen 

Verkehrsflughafens bei Drensteinfurt einge- 
schaltet worden? 
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59. Abgeordneter Erfüllen die Fahrzeuge der in der Bundesrepu- 

Kohlberger blik Deutschland stationierten US-Streitkräfte 

in punkto Sicherheit und Abgasentgiftung die 
Auflagen, die die USA bei Importfahrzeugen 
allgemein verlangt, und gelten die seit dem 
1. Oktober 1970 in der Bundesrepublik 
Deutschland gültigen Bestimmungen über Ab- 
gasentgiftung auch für sie? 

60. Abgeordneter Hat die Bundesregierung inzwischen die zu- 

Dr. Apel gesagte Überprüfung der Frage, ob es aus 

Gründen der Verkehrssicherheit nicht drin- 
gend notwendig erscheint, daß, wie in unseren 
westeuropäischen Nachbarstaaten, auch in der 
Bundesrepublik Deutschland Führerscheine, 
die durch eine Fahrprüfung auf einem Fahr- 
zeug mit automatischer Gangschaltung erwor- 
ben werden, nicht ohne weiteres auch zum 
Fahren von PKW mit traditioneller Gang- 
schaltung berechtigen, abgeschlossen, und zu 
welchem Ergebnis ist sie gekommen? 

61. Abgeordneter Sind Meldungen richtig (z. B. Erklärung der 
Dr. Kempfier Handwerkskammer Regensburg), wonach die 

Bundesregierung beabsichtigt, in Bayern für 
das Jahr 1972 keine neuen großen Straßen- 
bauaufträge zu erteilen? 

Mit welchen Verlusten der Deutschen Bundes- 
post und der Deutschen Bundesbahn (ggf. 
Schätzung als vorläufige Zahl) ist nach den 
Ergebnissen bis einschließlich September aus 
heutiger Sicht in diesem Jahr und im Jahr 
1972 (und zwar für 1972 zunächst ohne Be- 
rücksichtigung von Lohn-, Gehalts- und Be- 
soldungserhöhungen, die noch nicht gesetzlich 
oder tariflich geregelt worden sind) zu rech- 
nen? 

63. Abgeordneter Nachdem seit Jahren der Bau einer Oden- 

Baier wald-Autobahn in Aussicht gestellt wird und 

seit dieser Zeit Überlegungen über die Tras- 
senführung insbesondere auch im nordbadi- 
schen Bereich angestellt werden, frage ich im 
Interesse notwendiger raumordnerischer, lan- 
desplanerischer und kommunaler Planungen, 
bis zu welchem Zeitpunkt die Trassenführung 
der Odenwald-Autobahn im nordbadischen 
Gebiet festgestellt wird? 

64. Abgeordneter Hält die Bundesregierung angesichts der 

Dr. Arnold großen Zahl der im Auto verunglückten Kin- 

der amtliche Richtlinien für Kindersitze und 
-gurte in Kraftfahrzeugen für erforderlich? 

65. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Anzahl 

Ollesdi der im innerdeutschen Verkehr unter polni- 

scher Flagge fahrenden Schiffe zu beschrän- 
ken? 


62. Abgeordneter 

Leicht 
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66. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


67. Abgeordneter 

Dr. Evers 


68. Abgeordneter 

Dr. Evers 


69. Abgeordnete 

Frau Renger 


70. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


71. Abgeordneter 
Höcherl 


Treffen Pressemitteilungen zu, nach denen 
ausländische Arbeitnehmer in der Bundesre- 
publik Deutschland infolge fehlender Fahr- 
praxis und mangelnder Kenntnis der Straßen- 
verkehrs-Ordnung in zunehmendem Maße an 
Verkehrsunfällen beteiligt sind, und ist die 
Bundesregierung bereit, insbesondere auch 
mit Rücksicht auf den Vertrieb gefälschter 
ausländischer Fahrerlaubnisse in der Bundes- 
republik Deutschland, durch entsprechende 
Änderung bzw. Ergänzung des § 15 StVZO 
wirksame Abhilfe zu schaffen? 


Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren 
Straßenbaumaßnahmen innerhalb bebauter 
Ortschaften einen Beitrag zum Umweltschutz 
dadurch zu leisten, daß die Straßen durch 
schallschluckende Wände oder ähnliche Maß- 
nahmen gegenüber der benachbarten Wohn- 
bebauung abgeschirmt werden, um zu gewähr- 
leisten, daß die Lärmbelästigung der benach- 
barten Wohnbebauung auf ein vertretbares 
Maß reduziert wird? 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß durch einen relativ geringfügigen Auf- 
wand in Höhe von 2 bis 3“/o der Baukosten 
der Veranlasser der Baumaßnahme einen 
Beitrag zum Schutz der Bevölkerung leisten 
kann und nicht versuchen sollte, diese relativ 
geringfügigen Kosten auf die passiv betrof- 
fene Bevölkerung oder die passiv betroffene 
Gemeinde abzuwälzen? 


Gedenkt die Bundesregierung, bei der Deut- 
schen Bundesbahn darauf hinzuwirken, daß 
auf allen Bahnsteigen geschlossene Warte- 
räume (Baracken) aufgestellt werden, um be- 
sonders in der eintretenden kalten Witterung 
den Wartenden Schutz zu gewähren? 


Erwägt die Bundesregierung angesichts der 
steigenden Zahl von Verkehrsunfällen, bei 
denen mitfahrende Kinder verletzt werden, 
eine Änderung der Straßenverkehrs-Ordnung, 
wonach die Beförderung von Kindern auf dem 
Beifahrersitz von Personenkraftwagen ver- 
boten wird, sowie amtliche Richtlinien für die 
Gestaltung von Kindersitzen und Kindergur- 
ten in Autos zu erlassen? 


Wie vereinbart sich die Mitteilung des Bun- 
desmmisteriums für das Post- und Fernmelde- 
wesen, daß die der „DDR" am 30, September 
1971 erteilte Zusage auf Abgeltung der von 
der „Deutschen Post der Deutschen Demokra- 
tischen Republik bis zum 31. Dezember 1966 
erbrachten Mehrleistungen“ durch Zahlung 
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eines einmaligen Pauschalbetrages von 250 
Millionen DM aus Mitteln des Bundeshaus- 
halts erfüllt wird (Bulletin vom 2. Oktober 
1971, Seite 1525), mit § 15 des geltenden Post- 
verwaltungsgesetzes, wonach Zuschüsse aus 
der Bundeskasse, also aus allgemeinen Steuer- 
mitteln, zur Bestreitung der zur Erfüllung der 
Aufgaben und Verpflichtungen der Deutschen 
Bundespost notwendigen Ausgaben nicht ge- 
leistet werden dürfen? 

72. Abgeordneter Wie soll die bei Zahlung zu Lasten des Bun- 
HÖdierl deshaushalts sich ergebende Haushaltsüber- 

schreitung von 250 Millionen DM für die 
„DDR'' im Haushaltsvollzug 1971 gedeckt 
werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


73. Abgeordneter 

Röhner 


74. Abgeordneter 

Röhner 


75. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


76. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß für eine 
unerläßliche Instandsetzung und Modernisie- 
rung des Altwohnungsbestands im Zonen- 
randgebiet eine Verbesserung der Finanzie- 
rungsmöglichkeiten über die Gewährung zins- 
günstiger Darlehen zur Vermeidung eines 
weiteren Abfalls dieses Raums unbedingt er- 
forderlich ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, die nach dem 
Gesetz zur Förderung des Zonenrandgebiets 
vom 5. August 1971 zur Verbesserung der 
Wohnungsversorgung im Zonenrandgebiet 
vorgesehenen Förderungsmittel von der glo- 
balen, den besonderen Verhältnissen im Zo- 
nenrandgebiet nicht Rechnung tragenden Mit- 
telsperren auszunehmen? 

Ist die Bundesregierung mit Rücksicht auf die 
vom Innenminister des Landes Nordrhein- 
Westfalen getroffenen Feststellungen bereit 
— danach sind allein in Nordrhein-Westfalen 
von 1967 bis 1970 zwar 235 000 Wohnungen 
mit öffentlichen Mitteln gefördert worden, 
im gleichen Zeitraum sind aber die öffentli- 
chen Mittel für 108 000 Wohnungen vorzeitig 
getilgt worden — , die Bestimmungen über die 
Rückzahlung der öffentlichen Mittel zu ändern 
um sicherzustellen, daß die mit der Hergabe 
der öffentlichen Mittel erwarteten sozialen 
Verpflichtungen eingehalten werden? 

Wird die Bundesregierung die Bewilligung 
von Mitteln zukünftig davon abhängig ma- 
chen, daß Wohnungen ständig dem zu fördern- 
den Personenkreis erhalten bleiben? 
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77. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Vergaberichtlinien für 
Dr. Fuchs Reparatur- und Ausbaudarlehen für den Alt- 

hausbesitz für dieses Jahr erst im Spät- 
herbst erlassen werden? 


78. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


Wann und in welcher Höhe werden bzw. sind 
den einzelnen Bundesländern Mittel für diesen 
Zweck zugewiesen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


79. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


80. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


81. Abgeordneter 
Dr. Gleissner 

82. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


83. Abgeordneter 

Dr. Gölter 

84. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


85. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


Geht aus dem Interview des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft — Pressedienst 
Nr. 32/71 vom 18. August 1971 — hervor, daß 
unbeschadet der 25®/o jedes Geburtsjahrgangs, 
die nach dem Bildungsbericht der Bundesregie- 
rung nach dem Sekundarabschluß II in Wirt- 
schaft und Verwaltung gehen sollen, diejeni- 
gen 25®/o, die bisher an der integrierten Ge- 
samthochschule studieren sollten, nun teil- 
weise doch nicht an dieser, sondern an anderen 
Schulen sowie Fachhochschulen und Fach- 
schulen ausgebildet werden sollen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Internationalen Konferenz über Umweltpro- 
bleme in Trondheim über hundert Wissen- 
schaftler aus zwölf Staaten die Einstellung 
des Baus von Kernreaktoren gefordert und 
einen Appell an alle Wissenschaftler gerichtet 
haben, sich nicht mehr am Bau dieser Reak- 
toren zu beteiligen? 

Gedenkt die Bundesregierung, aus dieser Tat- 
sache Konsequenzen zu ziehen? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der vom infas-Institut durchgeführten Be- 
fragung über die Einstellung der Bevölkerung 
zu bildungspolitisch wichtigen Fragen bei? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus den Ergebnissen zu ziehen? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Mit- 
tel aus der ersten Tranche der Bildungsanleihe 
in Höhe von 260 Millionen DM nicht für Maß- 
nahmen der Bildungspolitik verwendet wor- 
den sind, sondern bei der Deutschen Bundes- 
bank stillgelegt worden sind? 

Wenn ja, welche Kosten sind dem Bundes- 
haushalt aus diesen Maßnahmen zusätzlich 
erwachsen? 
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86. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Köster rung, die Einrichtung niederländischer Sprach- 

schulen im deutschen Grenzgebiet zu den 
Niederlanden zu unterstützen? 

87. Abgeordneter Ist sie bereit, die Kultusministerien der Länder 

Köster Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen zu 

bitten, den Unterricht in der niederländischen 
Sprache als Angebot in die Schulpläne aufzu- 
nehmen? 

88. Abgeordneter Hält die Bundesregierung noch an der in den 

Pfeifer Infütmationsschriften des Bundesministeriums 

für Bildung und Wissenschaft geäußerten Ziel- 
vorstellung fest, nach der künftig für einen 
Anteil von 30Vo der Studierenden ein Platz 
in einem Studentenwohnheim bereitstehen 
soll? 

89. Abgeordneter Warum sieht der erste Rahmenplan nach dem 

Dr. Jungmann Hochschulbauförderungsgesetz als Ausbau- 

schwerpunkt nicht auch den Bereich der Medi- 
zin vor? 

90. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die derzeitige Zahl 
Dr. Jungmann von Studienanfängern in der Medizin für aus- 
reichend? 

91. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die von regionalen 

Esters Förderervereinen entwickelten Vorstellungen 

bekannt, und wie beurteilt sie diese, wonach 
als Standorte für Hochschulen grenzüber- 
schreitende Lösungen vorgeschlagen werden? 

92. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mit der Re- 

Esters gierung der Niederlande und mit dem Land 

Nordrhein-Westfalen zu prüfen, ob es kon- 
krete Ansatzpunkte für die Verwirklichung 
grenzüberschreitender Lösungen im Hoch- 
schulbereich am Niederrhein gibt? 


Gesdiäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


93. Abgeordneter Kann sich die Bundesregierung zu der Auf- 
Meister fassung durchringen, daß nach den Erfahrun- 

gen der letzten Jahre die Auflösung des Bun- 
desministeriums für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit angezeigt ist, da seine Aufgaben von 
anderen Ministerien besser bewältigt und 
sinnvoller koordiniert werden können? 
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94. Abgeordneter 

Meister 


95. Abgeordneter 

Dr. Luda 


96. Abgeordneter 

Dr. Luda 


97. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 

98. Abgeordneter 

Niegel 


99. Abgeordneter 

Pieroth 


100. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


Ist die Bundesregierung bereit, diese Aufga- 
ben, soweit sie außenpolitischen Charakter 
haben, dem Auswärtigen Amt und soweit sie 
wirtschaftlichen Charakter haben, dem Bun- 
desministerium für Wirtsdiaft und Finanzen 
zuzuweisen? 

Welcher Politiker oder Publizist war gemeint, 
als der Bundeskanzler in seiner Rede vor dem 
Gewerkschaftstag der I. G. Metall am 27, 
September 1971 von der Verdummung und 
Hetze „einiger Schreibtischtäter" („Bulletin" 
des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung vom 29, September 1971) gespro- 
chen hat? 

Ist der Bundeskanzler bereit, Politiker und 
Publizisten, welche auf Grund ihrer demo- 
kratischen Verantwortung und ihrer in der 
Verfassung verankerten Grundrechte die Poli- 
tik der Bundesregierung kritisieren, nicht mehr 
mit einem Ausdruck zu belegen, durch wel- 
chen sie mit den maßgebenden Gewaltver- 
brechern des Dritten Reichs auf eine Stufe 
gestellt werden? 

Ist der Herr Bundeskanzler bereit, seine Er- 
klärung über angebliche „Schreibtischtäter" 
zurückzunehmen? 

Trifft die Meldung der Tageszeitung „Die 
Welt" vom 8. Oktober 1971 „Bestellte Leser- 
briefe. Das Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung wirbt mit Leserbriefen. Meh- 
rere Bundesbürger haben sich verpflichtet, ge- 
gen Honorar in Leserbriefen an Zeitungen für 
die Politik der Bundesregierung einzutreten. 
Das Amt hat einen Mitarbeiter mit der Be- 
treuung der Briefschreiber beauftragt. Auf- 
schluß über diese Aktion gab ein Tätigkeits- 
bericht aus dem Bundespresseamt." zu? 

Trifft es zu, daß das Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung Bundesbürgern Ho- 
norare bezahlt, wenn diese sich verpflichten, 
in Leserbriefen an Zeitungen für die Politik 
der Bundesregierung einzutreten und wie 
rechtfertigt gegebenenfalls die Bundesregie- 
rung eine solche Verwendung von Steuer- 
geldern? 

Trifft es zu, daß Henri Nannen, der Chef- 
redakteur des Stern, der die Ostpolitik der 
Bundesregierung vorbehaltlos unterstützt, auf 
Grund seiner engen Beziehungen zum Bundes- 
kanzler und wegen seiner Begleitung zur Ver- 
tragsunterzeichnung nach Warschau als inti- 
mer Kenner der weiteren ostpolitischen Ab- 
sichten und der daraus sich ergebenden innen- 
politischen Konsequenzen der Bundesregie- 
rung bezeichnet werden kann, und teilt die 
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Bundesregierung die Auffassung des Herrn 
Nannen in seinem Leitartikel vom 10. Oktober 
1971, daß es den Interessen der Bundesrepu- 
blik Deutschland förderlich ist, wenn möglichst 
viele Spione aus den Ostblockstaaten in un- 
serem Lande ihre Tätigkeit unbehelligt aus- 
üben, um sich von den guten Absichten der 
Bundesregierung laufend überzeugen zu kön- 
nen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


101. Abgeordneter Welche Begründung hat der Herr Bundes- 
Riedel kanzler für seine Annahme (Pressekonferenz 

(Frankfurt) 14. August 1970), daß durch die von ihm in 

Moskau und Warschau abgeschlossenen Ver- 
träge die Bundesrepublik Deutschland nur auf 
die gewaltsame Revision von Grenzen ver- 
zichtet habe, nachdem die Grenzartikel beider 
Verträge Elemente des Locarnopaktes Artikel 
1 enthalten, an deren Endgültigkeitsgehalt 
völkerrechtlicher Verbindlichkeit nicht zu 
zweifeln ist? 


102. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


Kann nach dem Viermächteabkommen vom 
3. September 1971 der Regierende Bürger- 
meister von Berlin wie bisher die Funktion 
des Präsidenten des Bundesrates und damit 
verbunden die Stellvertretung des Bundes- 
präsidenten wahrnehmen? 


103. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
Partnerschaften zwischen Städten und Gemein- 
den der Bundesrepublik Deutsdiland und 
Städten und Gemeinden anderer europäischer 
Staaten die auswärtige Kulturpolitik der Bun- 
desrepublik Deutschland unterstützen und 
einen wesentlichen Beitrag zur Völkerver- 
ständigung leisten? 


104. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Trifft es zu, daß es keinen Titel im Haushalt 
des Auswärtigen Amtes gibt, aus dem Städte- 
partnerschaften finanziell unterstützt werden 
können, und, wenn dies so ist, warum ver- 
zichtet die Bundesregierung darauf, solche 
Partnerschaften finanziell zu unterstützen? 


105. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Ungleich- 
Anbuhl behandlung zwischen Volljuristen und Nicht- 

juristen (z. B. für Philologen mit zweitem 
Staatsexamen) in der Ausbildung für den 
höheren Auswärtigen Dienst abzubauen? 
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106. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei den Verhand- 

Sdiedl lungen, die zum Abschluß des Warschauer 

Vertrags führten, oder danach der kommu- 
nistischen Polnischen Vereinigten Arbeiter- 
partei einen Anlaß gegeben, in ihrer Aufklä- 
rungskampagne über den Vertrag zu behaup- 
ten, sie sei im Besitz von Zusicherungen, wo- 
nach die Bundesrepublik Deutschland auch in 
einem Friedensvertrag die Frage nach der 
Grenze an Oder und Neiße nicht wieder auf- 
werfen wird, oder haben die die Bundesregie- 
rung tragenden Kräfte dies getan? 

107. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
Frau Dr. Henze unter den Aussiedlern aus den ehemaligen 

deutschen Ostgebieten so gut wie keine Aka- 
demiker befinden, weil sie offensichtlich die 
vom polnischen Staat zurückgeforderten 80 000 
bis 100 000 Zloty für ihr Studium nicht auf- 
bringen können? 

108. Abgeordnete Was hat die Bundesregierung getan und ge- 

Frau Dr. Henze denkt sie weiter zu tun, um diesem Personen- 

kreis die Ausreise zu ermöglichen oder zu 
erleichtern? 

109. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind von der Bundes- 
Kahn-Ackermann regierung für das von der UNESCO geplante 

„Jahr des Buches" 1972 in Aussicht genom- 
men? 

110. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Kahn-Adcermann in einer Reihe von Berichten zur Reform der 

auswärtigen Kulturpolitik empfohlene Ein- 
stellung der Förderungen jener Auslands- 
schulen durchzuführen, die nicht mehr zeit- 
gemäßen Erfordernissen entsprechen? 

111. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Ge- 

Ollesdi sprächen mit der DDR über den Transitver- 

kehr zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR sowie zwischen der Bundesrepublik und 
Berlin (West) darauf hinzuwirken, daß bun- 
desrepublikanische Binnenschiffe bei der 
Fahrt in die DDR, nach Berlin oder im Tran- 
sitverkehr nach Polen und der Tschechoslowa- 
kei die Bundesflagge führen dürfen? 

112. Abgeordneter Ist die Bundesregierung auf Grund der Tat- 

Hansen Sache, daß die Rückgabe der nach 1945 in die 

Vereinigten Staaten übergeführten NS-Do- 
kumente inzwischen erfolgt ist, bereit, über 
die Übergabe der im Document Center (Ber- 
lin) noch in der Verfügungsgewalt der ame- 
rikanischen Besatzungsmacht befindlichen 
Restbestände von NS-Archivalien mit der 
Regierung der USA erneut in Verhandlung 
einzutreten? 
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113. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Hansen zuständigen US-Behörden eine Übergabe in 

deutsche Hände sehr begrüßen würden? 


114. Abgeordneter Trifft es zu, daß über 100 Beamte des Auswär- 

Dr. Badh tigen Amtes als Beschuldigte wegen Geheim- 

nisverrats vom Staatsanwalt vernommen wer- 
den? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordneter Welche der im Bericht zur Reform des aus- 
Kahn-Ackermann wärtigen Dienstes vorgeschlagenen Maßnah- 
men sind bisher verwirklicht bzw. in Angriff 
genommen worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welche 
Dr. Sperling Werte bisher bei Überprüfungen von konven- 
tionellen Kraftwerkanlagen und von Atom- 
kraftwerken hinsichtlich aller Immissionen, 
also auch der von mir in der Frage 21 und 22 
für die Fragestunde im Deutschen Bundestag 
am 879. Juni 1971 (Drucksache VI/2244) er- 
wähnten, gemessen worden sind? 

3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 

Engholm hauptung des Verbandsorgans des Schleswig- 

Holsteinischen Haus- und Grundbesitzerver- 
bands: „Seuchenartig greift in unserem Vater- 
land eine Sittenverluderung um sich, die früher 
undenkbar war. Gastarbeiter, Gaststudenten 
und Gasttruppen sind in erster Linie Liefe- 
ranten von Morphium, Kokain, Haschisch und 
Opium etc. Und nun will man noch Gastar- 
beitern die Möglichkeit einräumen, am kom- 
munalen Geschehen mitzuwirken"? 

4 . Abgeordneter Hat die Bundesregierung unter dem General- 

Dr. Riedl thema „Sexualverhalten bei Hochleistungs- 

(München) Sportlern" Forschungsaufträge vergeben, und 

wie hoch belaufen sich die dafür entstandenen 
Kosten? 

5. Abgeordneter Wenn ja, nach welchen Gesichtspunkten (auch 

Dr. Riedl Koordination) wurden die Forschungsaufträge 

(München) vergeben, und wann kann mit der Veröffent- 

lichung gerechnet werden? 

6. Abgeordneter Plat die Bundesregierung von den Meldungen 

Dr. Arnold Kenntnis genommen, wonach vor kurzem mehr 

als 70 Lehrer öffentlicher Schulen in Nord- 
rhein-Westfalen Mitglieder der DKP gewor- 
den sind? 
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7. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den hier 
Dr. Arnold angesprochenen Besorgnis erregenden Tatbe- 

stand, ist sie insbesondere bereit, im Klartext 
festzustellen, daß angesichts der weitgehen- 
den Gleichrichtung der DKP mit der KPD eine 
DKP-Mitgliedschaft von Lehrern und Beamten 
mit dem von ihnen auf die Verfassung ge- 
leisteten Eid unvereinbar ist? 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die gesetz- 

Dr. Evers liehen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 

die zum Dienst in der Bundeswehr als für den 
Wehrdienst nur bedingt tauglich gemusterten 
Wehrpflichtigen zum Dienst in der Zivilver- 
teidigung herangezogen werden können? 

9. Abgeordneter Auf welchem Stand sind die, von der beauf- 

Hansen fragten Expertengruppe angestellten Ermitt- 

lungen für die Festsetzung der Lärmschutzbe- 
reiche nach dem Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm vom 2. April 1971? 

10. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Hansen Durchführungsverordnungen für solche Bun- 

desländer vorzeitig zu erlassen, in denen die 
notwendigen Voraussetzungen auf Grund um- 
fangreicher Messungen in der Vergangenheit 
vorliegen, damit die Lärmschutzbereiche für 
Flughäfen, die hinsichtlich der Lärmbelästi- 
gung der Bevölkerung besonders ungünstig 
gelegen sind — z. B. der Flughafen Düssel- 
dorf-Lohausen — , so schnell wie irgend mög- 
lich festgesetzt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


11. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Vor- 

Erhard Schlägen des OLG-Präsidenten von Frankfurt, 

(Bad Schwalbach) Dr. Kissel, zu folgen und demgemäß für Ge- 
richtsverfahren den sogenannten Nulltarif 
einzuführen, sodaß künftig alle Gerichtsver- 
fahren gebührenfrei wären? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


12. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Absicht 
Lenzer der Rheinisch- Westfälischen Elektrizitätswerke 

AG (RWE), bei Großwelzheim am Main ein 
Kernkraftwerk mit einer Leistung von 1200 
MW zu errichten? 
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13. Abgeordneter Welche thermische Belastung ergibt sich für 

Lenzer den Main durch die Wärmeabfuhr und den 

Kühlwasserbedarf der bereits in diesem Raum 
bestehenden Kraftwerke, und zu welchen Ver- 
änderungen des Wärmelastplans würde der 
geplante Kraftwerkneubau führen? 

14. Abgeordneter Wird die Bundeszollverwaltung bei der Ein- 

Weigl fuhrkontrolle für Fische aus den Ostblock- 

ländern künftig Fachleute des Fischereiwesens 
zuziehen, weil laufend als Satzfische dekla- 
rierte Speisefische aus dem Ostblock auf den 
Markt kommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


15. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung im 
Niegel Hinblick auf die Vereinbarkeit mit dem EWG- 

Vertrag und den einschlägigen EWG-Markt- 
ordnungen auf die Mitteilung des italienischen 
Außenhandelsministeriums an eine deutsche 
Traubensaftfirma, daß mit Rüdcsidit auf die 
Versorgungslage des italienischen Marktes 
mit dem betreffenden Produkt eine Genehmi- 
gung nicht erteilt werden könne, unternom- 
men, und sind der Bundesregierung ähnliche 
Fälle auf anderen Gebieten, z. B. Milchproduk- 
ten oder Vieh und Fleisdiwaren, bei denen 
die Lieferung nach Italien verhindert oder be- 
schränkt wurde, bekannt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


16. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Kiechle daß ihre Verfügung, Bundesfinanzhilfen für 

Aufschließungsmaßnahmen und Folgeeinrich- 
tungen besonderen Umfangs bei militärischen 
Bauvorhaben und Wohnsiedlungen der Bun- 
deswehr bis auf weiteres ohne Rücksicht auf 
die Höhe nicht mehr zu bewilligen, betroffene 
Gemeinden zusätzlich und in einzelnen Fällen 
sehr hart finanziell belasten wird? 

17. Abgeordneter Besteht die Absicht, wenigstens diejenigen 

Kiechle Bundesfinanzhilfen weiter zu gewähren, die 

Schulbauten in den Kommunen betreffen? 

18. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 

Wagner Wochenende des 25. /26. September 1971 die 

(Günzburg) Straßen im Raume Lindau durch die vom 
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Manöver „Gutes Ohmen" aus Baden-Württem- 
berg heimkehrenden militärischen Fahrzeug- 
kolonnen übermäßig belastet waren, was zu 
einer Reihe von tödlichen Verkehrsunfällen 
führte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


19. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


20. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


21. Abgeordneter 

Engholm 


22. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


23. Abgeordneter 

Seibert 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die in manchen Kreisen vorhandene räum- 
liche Trennung von Altersheimen und Pflege- 
heimen bei vielen alten Menschen zu einer 
großen seelischen Belastung deswegen führt, 
weil sie mit Recht fürchten müssen, daß sie im 
Falle zunehmender Gebrechlichkeit aus ihrer 
bisherigen Umwelt gelöst und in ein weit 
abgelegenes Pflegeheim und damit in eine für 
sie völlig fremde Umgebung überführt wer- 
den? 

Wird die Bundesregierung in Zukunft bei der 
Vergabe von Bundesdarlehen für den Bau von 
Altersheimen darauf dringen, daß diese nur 
dann gewährt werden, wenn den Altersheimen 
gleichzeitig Pflegestationen angeschlossen 
sind? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerun- 
gen des Eduard Zimmermann (Lübecker Nach- 
richten 28. August 1971), denen zufolge das 
in Arbeit befindliche Opiumgesetz den Wün- 
schen einer „Rauschgift-Lobby" angepaßt sei, 
und damit „rosa Zeiten für Rauschgifthändler" 
eingeleitet würden? 

Ist die Bundesregierung im Zusammenhang 
mit der in letzter Zeit immer häufiger festge- 
stellten Verschmutzung und Gefährdung der 
Umwelt durch Gifte bereit, Regelungen zu 
treffen, daß sowohl die Herstellung und die 
Einfuhr von Giften und hochwirksamen 
Chemikalien als auch deren Weiterverkauf 
und auch deren Verarbeitung bis zur end- 
gültigen Unschädlichmachung nachzuweisen 
sind? 

Erwägt die Bundesregierung, auf die obligato- 
rische Pockenimpfung künftig zu verzichten, 
nachdem die Weltgesundheitsorganisation un- 
längst feststellte, daß in entwickelten Ländern 
das Risiko einer Impfung größer sei als das 
einer Erkrankung ohne Impfung, und nach- 
dem Großbritannien die Abschaffung der ver- 
bindlichen Pockenschutzimpfung angekündigt 
hat und die USA alsbald nach WHO-Berichten 
folgen sollen? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


24. Abgeordneter 

von Thadden 


Bis wann ist mit der Bekanntgabe der Kosten- 
Nutzen- Analyse über den Bau des Saar-Pfalz- 
Kanals zu rechnen? 


25. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


26. Abgeordneter 

ßaier 


27 Abgeordneter 

Baier 


28. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


29. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


30. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


31. Abgeordneter 

Baeuchle 


Wann können die Anwohner an der Bundes- 
autobahn Köln — Frankfurt (Main) in den Ge- 
markungen Wallau und Breckenheim (km 149 
bis km 154) damit rechnen, daß der Lärm- 
schutzstreifen, der im Rahmen der Verbreite- 
rung der Bundesautobahn weggefallen ist, 
durch Neuanpflanzungen und andere geeig- 
nete Maßnahmen wiederhergestellt wird? 

Ist dem Bundesminister für Verkehr bekannt, 
daß das stark zunehmende Verkehrsaufkom- 
men von den drei Bundesstraßen B 27, B 37 
und B 292 im Elz-Mündungsgebiet alsbald der 
Verwirklichung der geplanten Umgehung 
Obrigheim — Neckarelz und Mosbach bedarf? 

Welche konkreten Pläne liegen vor, und nach 
welchem Zeitplan soll die Fertigstellung der 
genannten Umgehungsstraßen einschließlich 
des Baus der Neckarbrücke erfolgen? 

Entspricht es den Tatsachen, daß München- 
Solln im Prospekt der Deutschen Bundesbahn 
für den Haus-zu-Haus-Verkehr empfohlen 
wird, obwohl der Bahnhof München-Solln aus 
Ersparnisgründen längst aufgelassen worden 
ist und der Münchner Hauptbahnhof im Haus- 
zu-Haus-Verkehr nur bis zur Hofbrunnstraße 
bedient? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche 
Bundesbahn zu veranlassen, das Prospektma- 
terial den Tatsachen entsprechend auszustatten 
oder dafür zu sorgen, daß die tatsächlichen 
Leistungen der Deutschen Bundesbahn dem 
Prospektangebot entsprechen? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Rei- 
senden der Deutschen Bundesbahn besonders 
auf längeren Strecken Gelegenheit zu geben, 
durch das Fernsehen aktuelle Informationen 
und Unterhaltung zu erhalten? 

Kann die Bundesregierung meine Beobachtung 
bestätigen, daß die hervorragende Dienstlei- 
stung im Personenfernverkehr durch die neuen 
Intercity-Züge der Deutschen Bundesbahn lei- 
der von einem Teil der Fahrgäste der Deut- 
schen Bundesbahn noch nicht genügend ange- 
nommen worden ist und daher die normalen 
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D-Züge, die eine 2. Wagenklasse noch führen, 
so stark frequentiert sind, daß die vorgesehe- 
nen Aufenthaltszeiten für das Aus- und Ein- 
steigen der Fahrgäste oftmals nicht ausreichen 
und daher mitunter Zugverspätungen, die sich 
auf den gesamten Fahrplan auswirken, die 
zwangsläufige Folge sind? 


32. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung weiter bekannt, 
Baeuchle daß einmal unter Berüdcsichtigung der in 

Frage 31 genannten sich mit auswirkenden 
Ursache, zum anderen aber auch deshalb, weil 
mindestens im Bereich einer Bundesbahndirek- 
tion die Fahr- und Aufenthaltszeiten der TEE- 
und IC-Züge zu knapp oder zumindest ohne 
auch nur die allergeringste notwendige Auf- 
holreserve kalkuliert worden sind, die neu- 
eingeführten IC-Züge im Bereich dieser DB- 
Direktion seit Einführung des Winterfahr- 
planes 1971/72 am 26. September 1971 mehr- 
fach schon Verspätungen in der Größenord- 
nung von etwa 10 bis 20 Minuten aufgewiesen 
haben? 


33. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Dauer 
Dr. Hauff des Planfeststellungsverfahrens zum Ausbau 

der B 10 bei Plochingen (Plochinger Dreieck) 
angesichts der enormen Verkehrsbehinderung 
durch das derzeitige Provisorium? 


34. Abgeordneter Wann kann nach Auffassung der Bundesregie- 
Dr. Hauff rung mit dem Ausbau der B 10 beim Plochin- 

ger Dreieck begonnen werden? 


35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
Dr. Reinhard die Voraussetzung für eine Sperrung der B 27 
in der Ortsdurchfahrt Sontra für den schweren 
Lkw-Verkehr während der Nachtzeit wegen 
der Störung der Nachtruhe der Anwohner 
gemäß § 45 Abs. 1 der Straßenverkehrs-Ord- 
nung gegeben ist? 


36. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bejahendenfalls 
Dr. Reinhard entsprechend dem Antrag des Magistrats der 
Stadt Sontra auf die hessische Landesregierung 
einwirken, eine derartige Straßensperrung für 
den schweren Lkw-Verkehr zu verfügen? 


37. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, daß im Rahmen einer 
Weigl Dezentralisierung von Bundesbehörden Ver- 

waltungsdienststellen, z. B. des Postscheck- 
verkehrs, nach Weiden (Oberpf) verlegt wer- 
den können? 
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38. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen darüber zu, daß die 
Dr. Evers neuen Posttarife, die zum 1. Juli 1971, zum 

1. September 1971 und zum 1. Januar 1972 in 
Kraft treten sollen, nicht in ausreichender 
Stückzahl auf den Postämtern zur Verfügung 
stehen, weil die Gebührenhefte nur die jeweils 
unmittelbar in Kraft tretenden neuen Gebüh- 
ren enthalten und darüber hinaus auch in nicht 
ausreichender Stückzahl in Druck gegeben 
worden sind? 


39. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Wohlrabe französische Post im Gegensatz zur Deutschen 

Bundespost Pakete nur bis zu einem Gewicht 
von 1 kg befördert, von der Deutschen Bun- 
despost dennoch angenommene Pakete mit 
höherem Gewicht und Bestimmungsort Frank- 
reich als Bahngut weiterbefördert werden, was 
zu erheblichen Beförderungszeiten bis zu 
einem Monat führt und bei der Auslieferung 
dem Empfänger Schwierigkeiten verursacht? 


40. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Wohlrabe eine Angleichung der Postbestimmungen oder 

aber eine entsprechende Information der Post- 
benutzer in der Bundesrepublik Deutschland 
zu erreichen? 


41. Abgeordnete Stimmt die Bundesregierung mit mir überein, 
Frau Lauterbach daß im Rahmen ihrer Bemühungen auf dem 
Gebiet der Rehabilitation ein Autotelefon für 
schwer körperbehinderte Autofahrer — vor 
allem Querschnittsgelähmte — eine wesent- 
liche Erleichterung für deren Bewegungsfrei- 
heit und Sicherheit bedeutet, und welche Mög- 
lichkeiten sieht sie in diesem Zusammenhang 
für eine Befreiung von den entsprechenden 
Grundgebühren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


42. Abgeordneter Trifft es zu, daß längs der Zonengrenze Grenz- 
Rock Veränderungen, insbesondere im Raum Nie- 

dersachsen, zu erwarten sind? 


43. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das bis- 
Rock herige Bundesministerium für innerdeutsche 

Beziehungen in absehbarer Zeit — analog der 
Auflösung des entsprechenden Staatssekre- 
tariats in der „DDR" — aufzulösen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


44. Abgeordnete Nachdem auf der Madrider Konferenz von 

Frau Dr. Walz Anfang August 1971 von NASA, ESRO und 

einigen europäischen Ländern Übereinstim- 
mung darüber erzielt wurde, Luftverkehrs- 
kontrollsatelliten über Pazifik und Atlantik 
gemeinsam zu entwickeln, ist die Bundesregie- 
rung zu fragen, welche nächsten Schritte zur 
Realisierung der Übereinkunft zu unternehmen 
sind, und wie hoch die Kosten dafür sein 
werden? 


45. Abgeordnete Wie glaubt die Bundesregierung, ihr Ziel eines 
Frau Dr. Walz schrittweisen Abbaus des Numerus clausus 
verwirklichen zu können, wenn, wie das Bun- 
desministerium für Bildung und Wissenschaft 
am 12. August 1971 mitteilte, der Anteil der 
Ausgaben zur Förderung der Hochschulen am 
Gesamtetat des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Wissenschaft für 1971 „leicht rück- 
läufig" ist? 


46. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Judais- 
Meister mus nur an wenigen deutschen Universitäten 

und auch dort nur im Zusammenhang mit der 
christlichen Theologie als wissenschaftliche 
Disziplin behandelt wird? 


47. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 
Meister arbeit mit prädestinierten jüdischen Gremien 

darauf hinzuwirken, daß Judaismus an der 
einen oder anderen wissenschaftlichen Hoch- 
schule eine eigenständige Pflegestätte findet? 


Bonn, den 8. Oktober 1971 
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